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66/01 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

Text 

Zuschüsse aus dem Ausgleichsfonds 

§ 447b. (1) Den beitragspflichtigen Krankenversicherungsträgern (§ 447a Abs. 3) gebühren nach 
Maßgabe der Abs. 2 bis 7 für ein Geschäftsjahr Zuschüsse aus dem Ausgleichsfonds, wenn in diesem 
Geschäftsjahr die durchschnittliche Beitragseinnahme je Pflichtversicherten die Ausgleichsgrenze 
(Abs. 2) nicht erreicht. 

(2) Ausgleichsgrenze ist der Durchschnitt aller Beitragseinnahmen je Pflichtversicherten, die im 
Rechnungsabschluß des betreffenden Geschäftsjahres bei allen beitragspflichtigen 
Krankenversicherungsträgern nachgewiesen sind. 

(3) Bei der Ermittlung der durchschnittlichen Beitragseinnahme je Pflichtversicherten gemäß Abs. 1 
und Abs. 2 ist der sich aus der monatlichen Zählung der Pflichtversicherten ergebende Jahresdurchschnitt 
heranzuziehen. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 gebührt der Zuschuß – unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 5 und 7 
– in der Höhe des Betrages, der sich durch Vervielfachung des Unterschiedsbetrages zwischen der 
Ausgleichsgrenze und der durchschnittlichen Beitragseinnahme je Pflichtversicherten des in Betracht 
kommenden Krankenversicherungsträgers mit der Zahl der bei diesem im Jahresdurchschnitt 
pflichtversicherten Personen ergibt. 

(5) Der Zuschuß gebührt für ein Geschäftsjahr höchstens in dem Ausmaß, das erforderlich ist, um 
die bei dem Krankenversicherungsträger am Ende des Geschäftsjahres vorhandenen liquiden Mittel auf 
ein Sechstel der Jahresaufwendungen dieses Versicherungsträgers zu erhöhen. Er gebührt überdies 
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höchstens im Ausmaß des Betrages, um den bei dem in Betracht kommenden Krankenversicherungsträger 
101 v. H. der Aufwendungen des betreffenden Geschäftsjahres die Einnahmen – ausgenommen allfällige 
Zuschüsse und Zuwendungen aus dem Ausgleichsfonds – übersteigen. 

(6) Als liquide Mittel im Sinne des Abs. 5 gelten die Barbestände zuzüglich der Einlagen bei 
Geldinstituten und 70 v. H. des Bilanzwertes der Wertpapiere abzüglich der noch nicht abgeführten, für 
fremde Rechnung eingehobenen Beiträge sowie der am Ende des Geschäftsjahres buchmäßig fälligen 
unberichtigten Versicherungsleistungen und sonstigen Verbindlichkeiten. 

(7) Die sich aus der Anwendung der Abs. 4 und 5 für ein Geschäftsjahr ergebenden Zuschüsse 
dürfen zusammen 20 vH der am Ende dieses Geschäftsjahres frei verfügbaren Mittel des Ausgleichsfonds 
der Krankenversicherungsträger nicht überschreiten und sind innerhalb dieses Höchstausmaßes 
verhältnismäßig zu kürzen. 

(8) Darüber hinaus gebührt Gebietskrankenkassen, die gemäß § 23 Abs. 6 zum Betrieb einer 
Krankenanstalt im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 1 des Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957, verpflichtet 
sind, ein Zuschuß, um diese erhöhte Belastung ganz oder teilweise zu decken. 

(9) Der Hauptverband hat die gemäß Abs. 1 bzw. Abs. 8 gebührenden Zuschüsse nach Vorliegen der 
zu ihrer Ermittlung notwendigen Unterlagen den in Betracht kommenden Krankenversicherungsträgern 
zu überweisen. 
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